
13 9 d~r Beilagen zu den stenographismen Protokollen des Nationalrates (V. G.P. ) •. 

Dies,e Maßnahme tritt nicht' früher in 
Kraft, als sie nicht die Genehmigung des 
Alliierten Rates erhalten hat. . 

Regierungsvorlage. 

Bundesgesetz vom 1946 
über die Rückstellung entzogener Vermögen, 
die sich in Verwaltung des Bundes oder der 
Bundesländer befin~en (Erstes Rückstellungs:-

gesetz). 

§ 1. (1) Die vom Deutschen Reich lauf Grun:d 
von aUifgehdbenen reichsrechtlichen V o~schriften 
[§ 1, Ab.s. :(2), Rechtsüb~rleioung6gesetz] oder 
durch verwa1tung~behöl1dliche V,ertfügung aus 
den in § 1 des Gesetzes vom 10. Mai 1945, 
St. G. -,BI. Nr. 10, genannten Gründenent­
zoOgenen und derzeit von Dienststellen des 
Bundes oder -der Bundeslänlder aulf Grund der 
Best~mmungen des Behörden - überLeitungs­
gesetzC6 y,el1Walteten Vermögen sind ,den Eigen­
tümern, ,denen sie entzogen' worden sind, oder 
~hren Erben (Legataren) - in folgendem kurz 
geschädigter E~gentümer genannt - nach Maß­
gabe, der folgeniden Bestimmungen aus dem 
Grunde der Nichtigkeit zurückzustellen. 

bereich ,das Vermögen ge'legen ist, oder bei- der 
Behöl'de anzlumdiden, unglaubhaft zu machen, 
in deren Verwaltung das Vermögen steht. 

(2) Von den gesetzlichen- Er;ben sind- nur Ehe­
gatten, Vorfahren und Nach!kommen des Ver­
storlbenen sowie dessen' Geschwi6ter und deren 
Kinder, sonstige gesetzliche· Er:ben aber nur dann 
zur El'hebungdes Rückstellungsanspruches be­
rufen, wenn sie in Hausgemeinschaft mit dem 
Erblasser geleibt. ha:ben. 

(3) BevoUmächt'igte Vertreter konnen Rück­
stellung!lanspr'Üche nur au'f Grund einer Voll­
macht anmdden, die nach dem 27. April 1945 
ausgestellt worden ,ist. Die Echtheit der Unter­
schrift muß beglaulbigt sein. 

(4) War der geschädigte. EigentlÜmer eine juri~ 
stische Person, die .ihr,e Rechtspersönlichkeit auf 
Grund einer Verlfügimg der in § 1, Abs. (1), 
genannten Art 'VerJoren und nicht wi,eder ,e,r­
langt hat, kann der RücksteHung6anspruch von 
jener Person geltend gemacht wel'den, die von 
der zuständigen Verwaltungsbehörde als hiezu 
berechtigt ,el'klärt wird. 

(2) Die Verclög,en sind in dem Zustand zu­
rückZlUsteHen, in dem sie sich befirtiden; hiebei 
sind auch jene Ertr:ignisse auszufolgen, di:e in 
der Zwi6chenzeit :aufgda:ulfen und noch im In-
Lande 'Vorhanden siIlld.· § 3. (1) überd~e angemddeten Ansprüche wil1d 

durch Beschei'd der zuständ~gen F,inanzIandes': 
(3) Die nach der Entziehung erworbenen direlktion [§ 2, Abs. (1)] entschieden. Wenn das 

dingl'ich,en Rechte Dritter sind wil1kungslos, so- Vermögen in Vel'waltung anderer Behörden 
weit sie nicht vom geschädigten Eigentümer im steht, ha:ben diese ihre Alkten 'zur Entscheidung 
Zuge des Verfahrens aneJ:1kannt werde,n. Be- der Finan'Zlandesdirehion ZIU übermitteln. 
standvertraige von un'bescimmter Dauer bleiben 
a'll!fr~cht. Bestandverträge von bestimmter Dauer (2) Wenn dQS Vermögen im Amtsbereich 
gdhen in solche ,von ,un1bC6dmmter 'Dauer über." mehrerer Finan:zlantdesdirelktionen gelegen ist, 

Ibestimmt ,das Bundesministerium für Ver-
(4) Die auf den in Albs. (1) genannten Ver- mögenssicherung und Wirtschaftsplanung, welche 

mögen grundlbüchel1lich zur Siche:rstellung für von ihnen zur Behandlung der An,gelegeruheit 
Rückstände an Reidlsfluchtsteuer und Juden- und Ausfert,jgung ,des Bescbe~des (Abs. 1) zu­
vermögensalbgatbe eingetl"lagenen dinglichen Rechte ständig ist. 
s,ind von Amts wegen oder. aulf Antrag zu 
löschen. (3) Bei bücherlichen Rechten hat der Bescheid 

aU5zusp;echen, wdch~ Lasten als wirkungslos 
[§ 1, Albs. (3)] zu löschen sind, § 2. (1) Der IRlückstdlungsan&pruch ist inner­

halb eines Jahres vOim gesch:idigten Eigentümer 
bei der FinanzLandesdir.e:ktion, in deren Amts-

(4) Auf die Ersatzanspruche ,für Aufwendun­
gen sind die ,Bestimmungen des ?-llgemeinen 
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ib~f\gef\lichen Rechtes über Geschäftsführung 
ohne Auftrag anzuwenden. Die Anspruche sind 
im Bescheide nach MögEchkeit festzustellen. Im 
Falle ,der Gelte11ldmach'llng solcher Anspruche 
können die Erträgnisse des Vef\ffiögens [§ 1, 
Albs. i(2)] Ibis zur Höhe dieser Ansprüche zurück­
behalten wer1den. Darüber hinaus kann zuguilliten 
der Repulblik österreich das' pf,andrecht für 
einen HöchstJbetrag zur Sicherstellung, der auS 
der Albrechnunlgsich el'gebenden Ansprüche ein­
verle~bt wel"den. 

(5) Der Rückstellungsbeschcid gilt aJs öff,ent­
tiche UIikunde, mlf Gfiund ,deren <bücherliche Ein­
verIeibungen und Vormerlkungen vollzogen wer­
den können. 

§ 4. (1) Für das Vemahren nach diesem Bun­
desgeset'Ze gelten die !Beßtimmungen des A VG. 

l 

(2) Gegen einen Bescheid der Finanzlandes­
dil"ektion (§ 3) steht auch der 'Fina~prokuratur 
die Berufunga,n das Bundesminisuenum für Ver­
mögenssicherung und Wirtschalftsplanung zu. 

§ 5. Anspl"iiche aulf einen über die Rück­
stdJung [§ 1, Abs. :(1) und (2)] hinausgehenden' 
'Ematz können bis zur weiteren gesetzlichen 
Regelung ni~t geltend gemacht werden. 

§ 6. Die ,durch dieses ,BundesgesetlZ veranlaßten 
Rechtsvorgänge, Amtshandlungen, amtlichen 
Au~eru~gungen, Binga;ben, ProtOkoLle, Urkunden 
und_ Zeugnisse unterliegen keiner öffendichen 
Albgalbe oder Gelbühr. 

§ 7. Mit ,der Vollziehung diesesBunde&gesetzes 
ist das Bundesministenum für Vermögenssiche­
rung und Wirtschaftsplanung im Einvernehmen 
mit ,den IbeteiJ,irgten !Bunldesmin:isterien betraut. 

Erläuternde Bemerkungen. 

Der Nationalrat hat in seiner Sitzung vom 
15. Mai 1946 den Entwurf eines Bundes­
gesetzes über die Nichtigerklärung von 
Rechtsgeschäften und sonstigen Rechtshand­
lungen, die während der deutschen Besetzung 
österreichs erfolgt sind, beschlossen. Da der 
Bundesrat keinen Einspruch h'iegegen er­
hoben: hat, bedarfes nur noch der Geneh­
migung des Alliierten Rates. 

noch nicht genehmigt; erst nach ihrer Ge­
nehmigung --wird aber die Anmeldung der 
Vermögensentziehungen möglich sein. 

Um aber doch der Welt zu z.eigen, daß sei­
tens der Republik österreich das, was mög­
lich ist, getan wird, -um die durch das 
Deutsche Reich vorgenommenen Vermögens­
entziehungen ehestens rückgängig zu machen, 

, soll mit dem vorliegenden Gesetzentwurfe die 
Durch dieses Gesetz werden gewisse ent- i gesetzliche Grundlage gesohaffell werden, um 

geltliehe und unentgeltliche Rechtsgeschäfte diejenigen Vermögen sofort zurückzustellen, 
und sonstige Rechtshandlungen, die in dieser die in Verwaltung der Republik österreich 
Zeit erfolgt sind, null und nichtig erklärt. stehen. ,Bezüglich dieser braucht nämlich das 
Um aber ein Chaos in den Eigentumsverhält- Ergebnis der Anmeldung nicht abgewartet zu 
nissen bezüglich solcher Vermögen zu ver- werden, weil die näheren Daten bereits aus 
meiden, bestimmte § 2 dieses Gesetzes, daß den bestehenden Einziehungs-, Beschlag­
die Art der Geltendmachung und der Um- nahme- oder Verwaltungsakten ersichtlich 
fang der Ansprüche durch Bundesgesetz ge- sind. Es kann sich hier nur um solche Ver­
regelt wird. 'mögen .handeln, die entweder ~uf Grund von 

Bereits anläßlich der Debatte im National- Gesetzen, wie die 11. Verordnung zum 
rat hat der Berichterstatter angedeutet, daß Reichsbürgergesetz, automatisch dem Deut-

,die dadurch verheißene Rüc~steHungsgesetz- sehen Reich verfallen, oder um solche, die 
gebung stufenweise erfolgen soll, und es ihm auf Grund eines EJnziehungserkennt­
wurde sowohl im Nationalrat als auch im nisses zugefallen sind. Falls aber sodann 
Bundesrat anläßlich der Debatte' dem Wun-' eine Weiterveräußerung'solcher Vermögen­
sehe Ausdruck gegeben, daß diese Gesetze schaften erfolgt ist, kann die Regelung der 
bald ausgearbeitet werden. Rückstellung erst dann erfolgen, wenn auch 
, Das Material für diese Gesetzgebung wird die übrigeI). auf Grund, von Privatrechts­

bereits seit Monaten zusammengetragen. geschäften erfolgten Vermögensentziehllllgen 
Eine umfassende Regelung wird aber erst geregelt werden. 
möglich sein, wenn durch die Anmeldqngsver- Die oberwähnte Materie ist ,verhältnis­
ordnung ein' überblick erzielt ist, welche mäßig einfach zu regeln und wird durch das 
Rechtsverhältnisse ZJuregelnsein werden. vor.liegende Gesetz behandelt. Etwas kom-

, Die Anmeldungsverordnung wurde zwar .be- plizierter wird die Regelung derjenigen ver­
reits Ivormehreren Wochen dem Alliierten fallenen Vermögen sein, die zufolge eines 
Rat zur Genehmigung vOl1gelegt, aber bisher nach dem 27. April 1945 erlassenen Gesetzes 
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in das E i.g e n t u m der Republik öster­
reich übergegangen sind, also das Parteiver­
mögen und .das Kriegsverbrechervermögen. 
Hier ist die Regelung insofern etwas schwie­
riger, als auch p'rivatrechtliche Verhältnisse 
zu berücksichtigen sind und nicht nur die 
nach 1938 erfolgten Vermögensentziehungeri 
behandelt werden müssen, ,sondern auch die 
zwischen 1934 und 1938. Auch an diesem Ge­
setz wird bereits gearbeitet. 

Zu den einzelnen Bestimmungen des nauen 
Gesetzes wäre noch zu bemerken: 

. Zu § 1: 

Sowohl die 11: Verordnung zum Reichs­
bürgergesetz vom 25. November 1941 (Deut­
sches R. G. BI. I S. 722) als auch die ana­
logen Bestimmungen über -den Verlust der 
Pr6tektoratsangehörigkeit' (Verordnung vom 
2. November 1942, Deutsches R. G. BI. I 
S. 637) sahen einen automatischen Verfall 
des EigentJumes der Ausgebürgerten an das 
Deutsche Reich vor, ohne daß eine besondere 
Feststellung notwendig gewesen wäre. So­
weit eine solche vorgesehen war, hatte sie 
lediglich deklaratorische Bedeutung. Dem 
entsprach also auch die Vorschrift. daß im 
Grundbuche"1ediglich eine "Richtigstellung" 
zu erfolgen habe. Im übrigen erfolgten Ein­
ziehungen auf Grund allgemeiner reichs­
rechtlicher .vorschriften, von denen die er­
sten schon 1933 bezüglich des volks- u~ld 

. staatsfeindlichen Vermögens erlassen worden 
waren (auch auf Grund der Verordnung über 
die Behandlung von Vermögen der Angehö­
rigen des ehemaligen polnischeI). Staates vom 
17. September 1940 ~Deutsches R. G. BI. I 
S. 1270) und auch der Verordnung über die 
Einziehung volks- und staatsfeindlichen Ver­
mögens im Lande. österreich, vom 18. No­
vember 1938, die im Gesetzblatte für das 
Land österreich . unter Nr. 589 verlautbart 
worden war. Da hier also zahlreiche Gesetze 
in Betracht kommen, die a:ber durchwegs in 
österreich nicht mehr. gelten, anderseits aber 
eine Abgrenzung gegenüber jenen ·Fällen vor-

. genommen werden mußte, in aenen ein Ver­
fall auf GI'Iund gefälls- und strafrechtlicher 
Normen eingetreten ist, wurde § 1, Ab­
satz (2), des Rechtsüberleitungsgesetzes aus­
drücklich zitiert. 

Die Rückstellung derartiger Vermögen hat 
dann zu erfolgen, wenn sie sich in Verwal­
tung österreichischer Stellen befinden, die sie 
-an Stelle der entsprechenden reichsdeutschen 
Behörden (also zum Beispiel OFPr.-FLD) ver.­
wa'uen. Es ;sind diejenigen Stellen, denen 
auch noch die seinerzeitigen Akten vorliegen. 

In Abs. (2) wird ausdrücklich festgestellt, 
daß jene Erträgnisse auszufolgen sind, die 
sich noch im Inlande befi.nden. Aus welcher 

3 

Zeit diese Erträgnisse stammen, ist unerheb­
lich; falls ein Verwalter entgegen, den V 9r­
schriften des OFPr. die Erträgnisse nicht 
abgeführt hat, sind selbstverständlich auch 
die Erträgnisse aus der Zeit der Deutschen 
Verwaltung zurückzustellen. 

Da es sich um Vermögen handelt, die 
seinerzeit in das formale Eigentum des Deut­
schen Reiches übergegangen sind,bezüglich 
deren keine weiteren Vermögensübergänge 
edolgten, kommt wohl praktisch die 

'Schaffung dinglicher Rechte Dritter nicht in 
Betracht, es sei denn im Zusammenhange mit 
wertvermehrenden Aufwendungen, die durch 
§ 4, Abs. (3), geregelt sind. Um zu verhin­
dern, daß etwa die Rückstellung praktisch 
dadurch illusorisch wird, daß über die Ver­
mögenschaften ein langfristiger Bestandver­
trag abgeschlossen wurde, wurde auch hie­
für VOf:sorg~ getroff~n, daß nunmehr die Be-I' 
stimmungen des Mietengesetzes maßgebend 
sind. 

Zu § 2: 

Der ErsatzanspI'IUch ist grundsätzlich vom 
ursprünglichen . Eigentümer selbst zu er­
heben. Ist dieser verstorben, sind d.essen 
testamentarischen Erben unbeschränkt wr Er­
hebung des Rückstellungsanspruches berech­
tigt, gesetzliche Erben aber nur in dem Aus­
maße, in dem normalerweise noch' das Ge­
fühl des Zusammenhanges besteht. Es soll 
verhindert werden, daß durch die bloße Tat­
sache der Vernichtung so zahlreicher Gegner 
des' früheren .Systems, nunmehr Personen 
Vermögen erhalten, das sie andernfalls nie 
erhalten hätten. Derartiges Vermögen .soll 
vielmehr durch ,ein ,späteres Gesetz einer Auf­
foogorganisation (einem Fond) zur Betreu­
ung und allfälligen Rückstellung anNachzügler 
überlassen und dann 'Zur Entschädigung jener 
Personen verwendet werden, die eine Rück­
stellung ihres Vermögens nicht erhalten kön­
nen. Hier aber handelt es sich um eine 
Frage, die erst in einem späteren Zeitpunkte 
geregelt werden kann und -derzeit auch gar 
nicht geregelt werden braucht. Das Bundes­
kanzleramt - Auswärtige Angelegenheiten­
hat -die Meinung vertreten, daß es sich hier 
um eine diskriminierende Maßnahme ,han­
deln würde. Dem ist aber nicht so, da hier 
eine allgemeine für In- und Ausländer ganz 
gleiche Maßnahme getroffen ist, die überdies 
bereits in der Literatur aus dem Kreise der 
Betroffenen selbst (siehe "Juristische Blät­
ter", Nr. 3, S. 44) angeregt wurde und auch 
im .Auslande, so im Großhessischen Gesetze, 
vorgesehen ist. • 

Auch !die einjährige ,Anmeldungsfrist 
wurde vom Bundeskanzleramt - Auswärtige 
Angelegenheiten -. für zu kurz bezeichnet. 
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Es muß jedoch in Betracht gezogen werden, 
daß bereits sehr zahlreiche Rückstellungs­
werber sich gemeldet haben, daß diese sich 
im Auslande organisiert haben und daß in­
folge Eröffnung des Flugverkehres die Post­
verbindung eine äußerst rasche ist, so daß 
schon jetzt ein Brief aus Amerika nur zehn 
Tage braucht. Derzeit kann eine kalender­
mäßig.e Frist nicht gut festg,esetzt werden, 
weil die Publizierung' der Gesetze un­
bestimmt ist. 

-Es ist aber beabsichtigt, nach Erlassung 
der übrigen Rückstellungsgesetze einheit­
lich einen kalendermäßig . fixierten Endter­
min für alle Rückstellungsansprüche zu nor­
mieren und für berücksichtigungswürdige 
Fälle die Möglichkeit 'zu schaffen, durch die 
erwähnte Auffangorganisation die Rück-' 
stellung zu erhalten. 

Eine Rückstellung an sonstige Rechtsnach­
folger ist ausdrücklich nicht vorgesehen, und 
zwar aus dem Grunde, weil verhindert wer­
den muß, daß in_ den Fällen, in denen die 
früheren Eigentümer infolge Ungeduld oder 
Notlage ~ber ihre Ansprüche verfügten, diese 
nun nichts mehr erhalten sollen, während 
die Aufkäufer den Zwischengewinn ein­
stecken. 

Aus diesem Grund ist erforderlich, daß 
entweder die Ansprüche persönlich gestellt 
werden oder der Nachweis. geliefert wird, 
daß der Eigentümer einen. nicht 7iU ferne 
liegenden Tag überlebt hat. Als solcher ist 
der 27. April 1945 gewählt. Eine Rückstellung 
an einen Abwesenheitskurator wäre des­
wegen unerwünscht, weil dadurch die über­
sicht verfälscht würde, welche Vermögen für 
den obenerwähnten Fond verblieben. In der 
Durchführungsverordnung wird g,eregelt wer­
den, welche Personen berechtigt sind, 
namens einer Erbschaft Rückstellungsan­
sprüche zu stellen. Für aufgelöste juristische 
Personen muß eine Sonderregelung deswegen 
getroffen werden, weil sich Fälle' ergeben 
können, in denen aus irgendwelchen formal­
rechtlichen Gründen tatsächliche Nachfolger 

nicht als identisch mit der aufgelösten 
juristischen Person betrachtet werden 
können. 

Zu § 3: 
Das Rückstellungsverfahren soll möglichst 

rasch und ohne Inanspruchnahme von Be­
hörden erfolgen, die mit der Angelegenheit 
in einem früheren Zeitpunkte nicht befaßt 
waren. Die überwiegende Mehrzahl der ent­
zogenen Vermögenschaften standen in der 
Verwaltung der OFPr., deren Akten und Ge­
schäfte die Finanzlandesdirektionen über­
nommen haben. Daher werden, zweck­
mäßigerweise diese Behörden die Rück­
stellung vorzunehmen haben. Sollte aber 
.~iner anderen Behörde die Verwaltung ob­
Liegen, was wohl nur in einer verhältnis­
mäßig geringen Zahl von Fällen zufreffen 
wird, hätten zur Vereinheitlichung des Vor­
ganges diese Behörden ihre Akten der Fi­
nanzlandesdirektion zur Entscheidung zu 
übersenden. Grundsätzlich soll über das Ver­
mögen ein und derselben Personen durch 
ein e Stene entschieden werden. Bei kon­
kurrierenden Kompetenzen entscheidet das 
Bundesministerium für Vermögenssicherung 
und Wirtschaftsplanung. 

Zu § 4: 
Auch diese Bestimmung dient der Verein­

heitlichung der Rechtssprechung in dieser 
Materie. 

Zu § 5: 
Ourch diese Bestimmung soll verhindert 

werden, ,daß Ansprüche, die erst in künfti­
gen Gesetzen geregelt werden, schon vor 
dieser Regelung die Gerichte oder Verwal­
tung.sbehörden belasten. 

§6: 
gewährt Abgabefreiheit für derartige 

Transaktionen, da es ja nicht angängig wäre, 
wenn' der Bund aus der Rückstellung ent­
zogener Vermögenschaften einen' . Vorteil 
zöge. 
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